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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à l’initiative populaire « Protection
contre le tabagisme passif » visant l’interdiction de fumer dans les espaces fermés qui
servent de lieu de travail ou qui sont accessibles au public en recommandant de la
rejeter sans lui opposer de contre-projet. Il estime que la législation est suffisante pour
assurer la protection des travailleurs et de la population, notamment à travers la mise
en œuvre au printemps de l’année précédente de la nouvelle loi fédérale sur la
protection contre le tabagisme passif, et souhaite pouvoir en tirer les conséquences
avant d’envisager de nouvelles modifications. Les initiants souhaitent harmoniser la
pratique dans toute la Suisse à l’image de celle mise en œuvre en Suisse romande et
dans quelques cantons alémaniques estimant que 60% de la population est
insuffisamment protégée contre le tabagisme passif. Au vu des études scientifiques
démontrant les conséquences néfastes du tabagisme passif sur les coûts assumés par
les collectivités et les effets positifs de la pratique existante dans certains cantons
suisses, ils considèrent qu’il est de la responsabilité de la Confédération d’agir plus
strictement dans ce domaine. Au Conseil national, une proposition de minorité
Schenker (ps, BS) recommandant d’accepter l’initiative a été rejetée par 118 voix contre
55. Seules la grande majorité de la gauche et une partie du groupe PDC ont appuyé la
minorité mettant en avant la santé publique et denonçant des pratiques cantonales
parfois absurdes et les lacunes de la loi fédérale qui autorisent la fumée dans les petits
établissements publics et le travail dans les fumoirs. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.12.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die bundesrätliche Botschaft zur im Herbst 2013 zustande gekommenen Volksinitiative
„Für ein bedingungsloses Grundeinkommen“ war in der Herbstsession 2015
Gegenstand der Beratung im Nationalrat. Obwohl bereits vor Beginn der Debatte
feststand, dass das Anliegen chancenlos sein würde, erstreckte sich die Beratung
aufgrund vieler, umfangreicher Wortmeldungen und zahlreicher Rückfragen über
mehrere Stunden. Alle Fraktionen standen dem bedingungslosen Grundeinkommen
ablehnend gegenüber, wobei sich einzelne Mitglieder der SP und der Grünen für das
Anliegen aussprachen. Ein Minderheitsantrag Schenker (sp, BS) verlangte, die Initiative
zur Annahme zu empfehlen. Die Befürworter und Befürworterinnen argumentierten,
das aktuelle System der sozialen Sicherheit sei zu komplex und weise Lücken auf, was
mit einem bedingungslosen Grundeinkommen behoben werden könnte. Der heutige
Arbeitsmarkt sei nicht in der Lage, alle Menschen aufzunehmen. Insbesondere Kranke
und Niedrigqualifizierte seien dauerhaft davon ausgeschlossen, was die Gesellschaft
zwingend auffangen müsse. Auch würden durch das Grundeinkommen ehrenamtliche
und künstlerische Tätigkeiten gefördert, da diese durch die Notwendigkeit der
Existenzsicherung derzeit vielen Menschen verunmöglicht seien. Zudem würde die –
meist durch Frauen geleistete – freiwillige Pflege- und Betreuungstätigkeit durch das
Grundeinkommen finanziell abgegolten und so langfristig sichergestellt. Mit einem
starken Rückgang der Erwerbstätigkeit sei nicht zu rechnen, da eine Mehrheit sich
entscheiden würde, für einen über das Grundeinkommen hinausgehenden Lohn zu
arbeiten. Während die Befürworterinnen und Befürworter weiter ausführten, ein
bedingungsloses Grundeinkommen befreie die Menschen von den Zwängen des
Kapitalismus und ermögliche eine selbstbestimmtere Lebensführung, stritten sie nicht
ab, dass die Initiative viele Fragen offen lasse und insbesondere die Finanzierung nicht
geklärt sei. Erneut wurde die Wichtigkeit der durch die Initiative angestossenen
gesellschaftlichen Debatte über das wirtschaftliche und soziale System der Schweiz
betont. Die Gegnerinnen und Gegner auf linker Seite gaben denn auch an, die
grundsätzlichen Anliegen der Initiative zu unterstützen. Den Initiativtext hielten sie
jedoch zu deren Verwirklichung für ungeeignet. Die Gegnerschaft aus den Mitte- und
Rechtsparteien wählte deutlichere Worte gegen die Initiative. Nebst den bereits in der
bundesrätlichen Botschaft enthaltenen Argumenten, unter anderem zur
Finanzierbarkeit, dem notwendigen Umverteilungsvolumen und der dadurch erreichten
Staatsquote, warnten sie, die Initiative würde das wirtschaftliche und gesellschaftliche
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System in der Schweiz umstürzen. Selbstverantwortung und Eigeninitiative der
Individuen würden wegfallen, weil Arbeit sich nicht mehr lohnen würde. Die Initiative
sei nicht nur unrealistisch, sondern verantwortungslos, zerstörerisch, ja
brandgefährlich, und sie würde eine Revolution bedeuten, so einzelne Voten. Auch
Einwände formeller Natur wurden vorgebracht: Der Initiativtext sei absolut unklar
formuliert – Angaben zur Höhe eines allfälligen Grundeinkommens und eine Definition
des dadurch zu garantierenden „menschenwürdigen Daseins" sind nicht enthalten. In
der Schlussabstimmung erklärte die grosse Kammer die Initiative stillschweigend für
gültig und empfahl sie danach mit 146 zu 14 Stimmen bei 12 Enthaltungen zur
Ablehnung. Die befürwortenden Stimmen und die Enthaltungen kamen aus der
Sozialdemokratischen und der Grünen Fraktion, wobei sich eine Mehrheit der SP-
Nationalrätinnen und -Nationalräte gegen die Initiative aussprach. 2

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Wintersession 2015 ging die Bundesratsbotschaft zur Volksinitiative „AHVplus:
für eine starke AHV“ zur Beratung in den Nationalrat. Zu diesem relativ rasch auf die
ständerätliche Beratung in der Sommersession folgenden Termin war es auf Druck der
bürgerlichen Mehrheit in der SGK gekommen. Diese wollte die Initiative bereits im
Sommer 2016 an die Urne bringen, um danach die Rentenreform 2020 unabhängig vom
Volksbegehren beraten und Kompromisse zwischen den Parteien finden zu können.
Aufgrund der aussergewöhnlich hohen Anzahl Wortmeldungen – neben den
Fraktionssprecherinnen und -sprechern traten 49 Einzelsprecher auf – dauerte die
Debatte in der grossen Kammer fast den ganzen Tag. Das dennoch äusserst geringe
Medienecho dürfte als Hinweis darauf zu verstehen sein, dass im Nationalrat
weitgehend die bereits im Ständerat geäusserten Argumentationslinien aufgegriffen
wurden. Die SGK-NR empfahl die Initiative zur Ablehnung mit der Argumentation, diese
sei aufgrund der notwendigen Beitragserhöhungen wirtschaftsfeindlich, und das
aktuelle System mit einer Kombination aus AHV und EL funktioniere gut. Eine
Minderheit Schenker (sp, BS) beantragte, die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Die
Minderheit verspricht sich von einer Rentenerhöhung insbesondere eine Unterstützung
von Frauen und Personen ohne Pensionskassenrente, denen dadurch der oft als
demütigend empfundene Gang aufs Sozialamt zur Beantragung von
Ergänzungsleistungen erspart bliebe. Am Ende der Debatte erklärten die
Nationalratsmitglieder die Volksinitiative stillschweigend für gültig. Die SP- und die
Grüne Fraktion sprachen sich geschlossen für den Antrag der Minderheit auf Annahme
des Begehrens aus, während alle anderen Fraktionen für den Antrag der Mehrheit
stimmten. Die beiden Lega-Vertreter enthielten sich der Stimme. Damit resultierten 49
Stimmen für und 131 gegen die Initiative, bei zwei Enthaltungen. 3
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